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Die Rechtsinstitute haben -  danetten, daß ihre Aufgabe letzten 
Etides der Schutz, die Kräftigung utxl die Fmtwicklung der gegebenen 
gesellschaftlich-wirtschaftlidien Ordnung ist — auch eine besondere 
umnittetbare Aufgabe, ein Ziel. Diese spezielle unmittelbare Auigabe 
der Rechtsinstitute nenne ich die Funktion des Rechtsinstitutes', in 
diesem Fall des Kollck!ivVertrages.
Die Fuuktion dei- Rechtsinstitute wird in der Rechtsnorm in der 
Regel nicht bestimmt, sondern deren Aufdeckung ist die Auigabe der 
Rechtswisscnschaft. die diese Aufgabe durch die konkrete Analyse der 
Rechtsnormen bezüglich ries Rechtsinstitutos, des Systems der naheste­
henden Rechtsinstitute, ferner der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Um­
stände des Zustandekommens des untersuchten Rechtsinstitutes und 
der politischen Zielsetzungen der gegebenen Gesellschaft durchführt.
In der ausländischen und ungarischen Entwicklungsgeschichte des 
sozialistischen Kollektivvertrages änderte sich die Funktion des Kollek­
te  Vertrages verhältnismäßig häufig. Die Änderung wurde letzten Endes 
immer durch die Besonderheiten der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Verhältnisse bestimmt. Das Wesen unseres heutigen 
Kollcktivvortrages steht auch in engem Zusammenhang mit der Erneue­
rung unseres Systems der Wirtschaftsleitung sowie mit der Erweiterung 
der besonderen Leitungs- und Aufsiclitsmittcl der Werktätigen über die 
gesellschaftlich-wirtschaftlichen Prozesse.
A) Der A W M /b't'er/m y n/.s da, rec/P/mAcs .!/;№'/, da.y den Va/ay// der 
.! dicd.s'v-r/cdD/i.wc da /¡G/naca des Uaicraf/naca.s da /adrc.s.se 
der Z/e/e de.y Ua/eryie/oaea.s reyed
§ 3 der Durchführungsverordnung des Gesetzbuches der Arbeit 
macht den Abschluß des Ko)lekti\ Vertrages zur Aufgabe der Unterneh­
me)) und der Truste, d.h. der wirtschaftenden Organe und dehnt den 
W irkungskreis des Rechtsinstituts auf die Verhältnisse anderer Arbeits- 
organisatonen, wie z.B. auf die Verhältnisse der Organisationen der 
Staatsgewalt, der Staatsverwaltung nicht aus. Diese Bestimmung des
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Gesetzes weist darauf tun. daß die Funktion des Koiiektivvcrtrages mit 
den besonderen Eigenheiten des Unternehmens — gegenüber den anderen 
Organen des Staates im Zusammenhang steht.
ich suche also zuerst auf jene Frage eine Antwort, warum gerade 
das Unternehmen einen Koiiektivvertrag schiießt, weiche jene besonde­
ren Züge des Unternehmens sind, die es von den übrigen Organen des 
Staates unterscheiden und was für ein Zusamenhang zwischen diesen 
Besonderheiten und der Funktion des Koiiektivvcrtrages zu finden ist.
Es ist ein besonderer Zug des staatiictien Unternehmens. — obwohi 
es ein Eiemcnt des zusammenhängenden Netzes der sttatiiehen Organe 
ist — daß es jenes ()rgan des Staates ist. durch das der Staat i m Prozeß der 
geseilschaftiichen Aneignung a)s Wareneigentümer auftreten kann. 
AHcrdings können der Staat seihst und auch andere staatiiehe Organe 
am ziviirechtiichcn Verkehr teiinehmen: während aber im Faiie dieser 
Organe das ein Ausnahmefaii und für die Funktion und Struktur des 
staatiiehen Organs nicht kennzeichnend ist. ist im Faiie des Unterneh­
mens dieses Moment charakteristisch und es kommt massenhaft vor. 
Dieser besondere Zug des staatiiehen Unternehmens, daß es nämiieh 
im Kreise der Staatsorganisatiou. weiche die geseiischaftiiciie Aneig­
nung in ihrer Oesamtheit vermitteit, der Vcrmittier des Momentes des 
Wareneigentümers ist. erfordert, daß es sich von der Oesamtheit der 
Staatsorganisation absondert und sieii innerhaib dieses Kreises in einer 
verhältnismäßig scibständmen Lage befindet und verhäitnismäßig seih­
st ä n di g wirtschaftet.^
Die Qmdität staatiictien Unterneiimensais Wareneigentümers ist 
teilweise deshalb notwendig, weil das Unternehmen seine Ware auf dem 
Markt seibständig verwertet. Das Warenmoment bieibt aber nicht außer­
halb des Unternehmens, sondern seine Wirkung erstrei kt sich auch auf 
den Produktionsprozeß. Die Produktion für den Markt setzt eine eiasti- 
sche Anpassung an die Bedürfnisse des Marktes, an die Nachfrage voraus. 
Itn neuen System der W irtschaftsienkung sichert der Staat für das Un­
ternehmen den zur Anpassung notwendigen freien Raum. dieScibständig- 
keit: das Unternehmen verfertigt seibst seine Piäne, verfügt seihst über 
die finanzieiien und Produktionsmitte].
Der Produktionsprozeß bedeutet aber nicht die Seibstbewegung der 
Mittei und Materiaiien. Im Produktionsprozeß erfoigt eine Vereinigung 
der menschlichen Arbeitskraft und der Produktionsmitte]. Zur Anpassung 
an den Markt genügt aiso nicht aiiein. bei einem der beiden Eicmente 
die Eiastizität. den Bewegungsraum zu sichern. Auch die Anpassung der 
Teilnahme des anderen Faktors, des Menschen am Arbeitsprozeß muß 
ermögiieht werden-. Einen eben soichen Einfiuß übt die ständige und 
reiativ schneite Etitwickiung der Technik und der Technoiogie auf die 
Lage der Arbeitskraft in der Produkzion aus.
Einerseits erfordert also das Eindringen des Marktes, genauer ge­
sagt der W arenverhältnisse in den Produktionsprozeß eine größere Selb­
ständigkeit für den Arbeitsgeber auf dem Gebiete der Verwendung der 
Arbeitskraft. Andererseits veriangt auch die Bestrebung des Unterneh-
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mens hinsichtlich der rentablen Produktion die Steigerung der Selb­
ständigkeit.
Das Ziel der sozialistischen Produktion ist die möglichst voll- 
konnnene Erfüllung des Bedarfs jedes Mitglieds der Gesellschaft. Die 
Festlegung dieses Zieles genügt aber nicht zu dessen Verwirklichung. 
Der Beweggrund, das Ziel der Tätigkeit der Unternehmen kann nicht 
unmittelbar die möglichst beste Befriedigung der gesellschaftlichen Be­
dürfnisse sein.
Der Staat beeinflußt die Unternehmen durch zentrale Regler, durch 
wirtschaftliche Mittel indirekt zu einer solchen Tätigkeit, die schließlich 
zum Erreichen des gesellschaftlichen Zieles führt. Ein solches beeinflu- 
ßendcs Mittel ist auch das, daß der Staat das verhältnismäßig selbstän­
dige, besondere Interesse des Unternehmens anerkennt. Das unmittelbare 
Ziel, der Beweggrund der Tätigkeit der wirtschaftlich getrennten Unter­
nehmen ist die Steigerung ihres Einkommens, ihres Gewinns. Die Steige­
rung des Gewinns als unmittelbares Ziel läßt das Unternehmen rationell 
wirtschaften. Das Unternehmen wirtschaftet dann rationell, rentabel, 
wenn es das gegebene Ziel mit einem minimalen Mittelaufwand, bzw. mit 
einem gegebenen Mittelaufwand ein maximales Ziel erreicht. Das Unter­
nehmen strebst also nach einer maximalen Produktivität und nach Spar­
samkeit mit den Mitteln.
Damit das Unternehmen sein unmittelbares Ziel erreichen kann, muß 
gesichert werden, daß cs das wichtigste Moment der W'irtschaftung, die 
Produktion der materiellen Güter möglichst zweckmäßig organisiere. 
\\ eiche aber die zweckmäßigste \\ eise ist. hängt von zahlreichen konkre­
ten Faktoren ab: von der Art der zu produzierenden Produkte, vom 
Personalstand des Unternehmens und seiner Zusammensetzung, von der 
technischen Ausrüstung, vom Eintreffender zu verwendenden .Materialien, 
von den Lieferterminen, usw. Man könnte diese Faktoren noch weiter, 
aufzählen. Zur rationellen Organisierung des Produktionsprozesses ist 
also wieder die Bewegung der beiden Produktionsfaktoren, der Produk­
tionsmittel und der Arbeitskraft in einem verhältnismäßig weiten Kreis 
erforderlich.
Aus dem Gesagten ist festzustellen, daß die Bestrebung nach einer 
gewinnbringenden Produktion — ebenso wie das Eindringen des Marktes 
in den Produktionsprozeß — für den Arbeitsgeber auf dem Gebiet der 
Verwendung der Arbeitskräfte eine größere Selbständigkeit verlangt als 
früher.
Der Bedarf an größerer Selbständigkeit bedeutet aber nicht, daß 
man die rechtliche Regelung der Arbeitsverhältnisse der Unternehmen 
außer acht lassen könnte. Um diese Behauptung mit einer entsprechenden 
Argumentation unterstützen zu können, muß ich etwas eingehender auf 
jene Frage eingehen, warum die rechtliche Regelung der gesellschaftlichen 
Atbeitsverhältnisse erforderlich ist und welche Erfordernisse seitens der 
gesellschaftlichen Arbeitsverhältnisse gegenüber der rechtlichen Rege­
lung erhoben werden.
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Die Stellung, der Charakter und die bedeutende Rolle der Arbeitsver­
hältnisse unter den gesellschafttichen Verhältnissen und in der Entwick­
lung der Gesellschaft erfordern eine rechtliche Regelung, und zwar nicht 
nur eine beliebige rechtliche Regelung, sondern eine auf Gesetzesebene. 
Ein Gesetz muß den wiebtigsten Inludt, den Charakter und die Entwick­
lungstendenz der Arbeitsverhältnisse bestimmen. Ein Gesetz muH sicher- 
stellen. daß die Arbeitsverhältnisse grundlegend und in erster Linie den 
Interessen der Gesellschaft dienen, hzw. daß die gesonderten Gruppen- 
und individuellen Interessen in Kinklang mit den Interessen der Gesell­
schaft zur Geltung kommen. Deshalb schreibt z.H. das Arbeitsgesetz vor. 
daß die mit dem Arbeitsverhältnis in Zusammenhang stehenden grund­
legenden Fragen durch Gesetz oder Gesetzesverordnung geregelt wer­
dend
ln den grundlegenden Fragen des Arheitsverhältnisscs. die in den 
Rechtsnormformen auf höchster Hbene zum Ausdruck kommen, ist die 
Regelung im allgemeinen einheitlich und verhältnismäßig allgemein.
Zur Regelung der Arbeitsverhältnisse genügt alter die allgemeine und 
einheitliche Regelung auf Gesetzesebene nicht. Ks ist aJ eine gewisse 
Differenzierung der Regeln sowie die gegliederte, <1 taillierte Regelung 
einzelner Elemente des Arbeitsverhältnisses, eine möglichst genaue 
Bestimmung der Rechte und Pflichten notwendig.
ad n) Die von der einheitlichen gesetzlichen Regelung abweichende, 
differenzierte Regelung wird infolge der vom Allgemeinen abweichenden 
Eigenschaften gewisser Gruppen der Arbeitsverhältnisse erforderlich.
Einzelne Gruppen der Arbeitsverhältnisse sind an verschiedenes 
Eigentum gebunden (und zwar an Volks-, Gruppen-, kleinwarenproduzie- 
rendes und persönliches Eigentum), wodurch in gewisser Hinsicht der 
Inhalt der Rechtsnorm beeinflußt wird.
Auch die zum selben Eigentumstyp gebundenen Arbeitsverhältnisse 
unterscheiden sich voneinander abhängig unter anderem davon, welche 
Funktion von) Arhoitsgeherorgan ausgeiiht wird. So kennzeichnen — wie 
ich schon erörtert habe — bedeutend abweichende Züge die Arbeitsver­
hältnisse. je nachdem ob die Hauptfunktion des Arbeitsgeberorgans 
einen Staatsdienstcharakter hat oder eine Wirtschaftstätigkeit ist. Wei­
tere abweichende Restinunungen können durch die Industriezweige, 
durch die Einteilung (leitende oder nicht leitende Stellung) und durch die 
Unterschiede zwischen den einzelnen Arhcitsarten bedingt sein.
ad ^^  Neben den allgemeinen Normen werden die detaillierten Regelt) 
dadurch notwendig, daß das Arbeitsverhältnis das Verhältnis der Ent­
faltung der Arbeitskraft, des Arbeitsprozesses des Menschen ist. Das 
grundlegende Ziel der Arbeit, die möglichst volle Refriedgung der Re- 
dtirfnissc — im Falle der Unternehmen die Steigerung des Gewinns als 
unmittelbares Ziel spornt den Arbeitsgeber an. die Produktionsfak­
toren maximal auszunützen. Es müsse)) aber der maximalen Ausnutzung 
im Schutz des arbeitenden Menschen Schranken gestellt werden.
Im Kapitalismus wird die Stellung der Menschen durch das Kapital 
bestimmt. Ln Sozialismus hängt die Stellung der Menschen von ihrer
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Arbeit ub. Das Leben, die objektive Steilung und auch die subjektiven 
Züge des Menschen werden von seiner Arbeit ferner von jenen Verhätt- 
nissen, unter denen et* seine Arbeit entfaltet, dann von seinen Beziehungen 
zum Leiter bzw. zu der Menschengruppe, mit der er zusammenarbeitet 
entscheident bestimmt. Die Arbeitsreclitsregeln müssen daher den ganzen 
Weg des Menschen im Arbeitsverhäitnis begieiten. sie müssen eingehend 
die mit der Arbeitsverrichtung zusammenhängenden Beeilte und Pflich- 
ten (ter Werktätigen bzw. der Arbeitsgeber, die Bedingungen und Um­
stände der Arbeit. die Sanktionen (ter Verletzung (ter Pflichten regein.
Ms ist aiso festzustellen. (tat.! die Beeinflußung, die Begeiung der 
Arbeitsverhältnissc (ter Unternehmen mit rechtlichen Mittetn nicht nur 
nicht beiseite gelassen weiden kann, sondern diese Arbeitsverhältnisse 
erfordern sogar eingehende und differenzierte Begehn
Aus dem Besagten folgt, daß das Arbeitsverhäitnis zum Unterneh­
men — d.h. (ter Vereinigungsprozeß des Arbeitsmittel und der Arbeits­
kraft — der rechtlichen Begeiung gegenüber zwei, scheinbar gegensätz­
liche Forderungen erhebt: einerseits eine weitere Möglichkeit, eine größere 
Ungebundenheit bei der Verwendung der Arbeitskraft zwecks Erreichung 
(ter unmittelbaren Unternehmonszicle. andererseits die Einschränkung 
(ter Möglichkeiten, die größere Gebundenheit im interesse des Schutzes 
der Arbeitskraft, (tes arbeitenden Menschen.
Dieses gegensätzlich erscheinende doppelte Bedürfnis kann das 
Bccht mit den besonderen Methoden der Begeiung befriedigen.
Der Besetzgeber hat bei (ter Schaffung (ter neuesten Normen der 
Arbeitsverhältnisse die zu regelnden Elemente hinsichtlich ihrer Quali- 
tät in zwei, hinsichtlich der Form der Begeiung in drei Teile geteilt: die 
grundlegenden, allgemeinen und einheitlichen Begehn die dem Interesse 
(ter gesamten Bcsellschaft unit dem Schutze der Persönlichkeit (tes ar­
beitenden Menschen dienen, wurden in der höchsten Form (ter Bechtsnor- 
men geregelt. Die Begeiung der aus der Abweichung der Eigentums­
formen. der Punktion der Arbeitsorganisationen usw. stammenden ab­
weichenden Züge der Arbeitsverhältnisse wurde auf zwei verschiedene 
Wege geleitet: im Falle der wirtschaftenden Organe (Unternehmen. 
( ¡cnossenschaftsunternehmen und Truste) müssen diese Fragen im Kollek­
tivvertrag. bezüglich aller anderen Arbeitsorganisationen in einer mi­
nisteriellen Verordnung geregelt werdend
Durch diese besondere Begelungsmethodc erfüllte der Besctzgeber 
nach Einschränkung (ter Untersuchungaufdic Verhältnisse des Unter­
nehmens — die gegenüber (ter Begeiung erhobene doppelte Forderung: 
seinerseits blieben die der Wirtschaftung am nächsten stehenden Ele­
mente der Arbeitsverhältnisse ohne Begeiung, oder sie wurden nur in 
ihren Umrissen geregelt, wobei ihre Begeiung auch anderen Gesetzge­
bungsorganen nicht ermöglicht wird. Dadurch wird die Selbständigkeit 
des Unternehmens im Bahmen der allgemeinen Begeln des Besetztes 
gesichert. Zugleich wird aber das Unternehmen verpflichtet, das von der 
Bechtsnorm ,,frcigelassene" Gebiet selbst zu regeln, um von der gesetz­
lich gesicherten Selbständigkeit nur soweit Gebrauch zu machen, wie es
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durch die Umstände notwendig ist, um die individuctien und kollektiven 
Interessen der Werktätigen mit ihren den besonderen konkreten Verhält- 
nissen entspringendeti Jnteressen in Einklang zu bringen. (Hei dieser 
Untersuclmng hisse ich außer acht, daß der Kollektivvertrag vom Unter­
nehmen zusammen mit dem Unternchmensorgan der Gewerkschaft 
abgeschlossen wird, diese Frage wird nämlich der Mittelpunkt einer 
weiteren Analyse sein.)
Aufgrund der bisherigen Erörterungen ist über den Kollektiv vertrag 
festzustellen, daß er ein spezielles Mitte] der Regelung ist, das die Art und 
Weise der Vereinigung der Arbeitskraft und des Produktionsmittels so 
regelt, daß durch seine Regeln die arbeitsrechtlichen Hedigungen der 
gewinnbringenden Wirtschaftung und im Einklang damit der Schutz 
des arbeitenden Menschen optima! gesichert werdet).
Damit konnte aber nur eine Funktion des Kollektivvertrags be­
leuchtet werden, jette, die im Prozeß der produktiven Arbeit, bei der 
HestcHung des Einkommens (bei der des Gewinns) zur Geltung kommt A 
Die andere Funktion des Kollektivvertrags gehört in den Rahmen der 
Verteilung des produzierten Einkommens.
H) Der /\o//<"/'ö'rrcrö'<vy a/.s rer/t//tr/te.s .l/;7/c/ /är den .1 n.s'/evn der 
tnnerett /tderes.s-ter/Aed de.s Utderne/twen.s
\\ ie ich schon erörtert habe, muß das Unternehmen zur Verwirk­
lichung seines letzten Zieles -  der Befriedigung der gesellschaftlichen 
Bedürfnisse -  durch Setzung eitles unmittelbaren Zieles angespornt 
werdet). Dieses unmittelbare Ziel bei der Tätigkeit der Unternehmen ist 
die Steigerung ihres Gewinns. Der Staat macht also das Unternehmen 
tut der ständigen Steigerung der Gewinnmasse materiell interessiert. Diese 
materielle Interressiertheit wird durch rechtliche und ökonomische Metho­
den gesichert: einerseits durch die besondere Methode der Gewinnab­
führung, andererseits durch die Bestimmung der Verhältnisse der Vor 
Wendung des Gewinns.
Der Gewinn erscheint als Differenz zwischen den Preiscinnahmen 
und den gesamten Aufwettdungen. Der bei den Unternehmen entstandene 
Gewinn wird zwischen dem Staat und den Unternehmen gemäß der Vor­
schrift eitler Rechtsregel verteilt, bzw. innerhalb des Unternehmens auf 
einen Beteiligungsfonds, einen Entwicklungsfonds und einen Reserve­
fonds.
Der grundlegende Inhalt der Interessiertheit am Gewinn des Unter­
nehmens wird durch den dritten Teil, durch den Beteiligungsfond be­
stimmt. Das ermöglicht auch die unmittelbare Steigerung des persön­
lichen Einkommens der Werktätigen.
Das Unternehmen kann die Erfüllung der Zielsetzungen, die Steige­
rung des Gewinns nur durch aktive Mitwirkung der Werktätigen, durch 
Steigerung der Wirksamkeit ihrer Arbeit erreichen. Die Werktätigen als 
Mitglieder der Gesellchaft — als Staatsbürger — sind Eigentümer der 
Produktionsmittel des Unternehmens und auf diese Weise sind sie att der 
Stcigerung des Einkommens der Gesellschaft sowie des Unternehmens
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interessiert. Diese indirekte Interessiertheit sichert aber an sich keinen 
sotchen Ansporn, der zur Steigerung der Arbeitsproduktivität genügend 
wäre. Deshaib ist auch itn Verhättnis zwischen Unternehmen und seiner 
W erktätigen ein Mitte) erforderiieh, das das Interesse des Unternehmens 
zu den Gruppen der Werktätigen bzw. zu den individueiien Werktätigen 
vermittett; ein unmitteibares Zieh eine Triebkraft, wetche die Werktäti­
gen zur Steigerung des Gewinns des Unternehmens anspornt.
Das unmittetbare Zie! der Werktätigen ist die Steigerung ihres 
persüniiehen Einkommens. Dieses materiébe Interesse muß a!so von den 
I nternetimen ais Ycrbindungsgiied, ais Motor zur Yerwirktichung ihres 
eigenen Zie!s und dadurch des intcresscs der GescHschaft so genutzt 
werden, daß die Werktätigen materiéi! an der Steigerung des Gewinns 
des Unternehmens interessiert sind.
Das wird durch die Unternehmensfonds ermögiieht, wetche die 
seibständige Wirtschaftung des Unternehmens fördern, von denen hin- 
sichtiich der interessiertheit der Werktätigen der Beteiiigungsfonds eine 
hervorragende Bedeutung hat. Ein Tei) des Beteiiigungs fods kann un- 
mitteibar zur Steigerung des persüniiehen Einkommens der Werktätigen 
verwendet werden, ein anderer Teii dient ais materieiie Dockung der 
sozialen und kuitureiien Bedürfnisse der Werktätigen. Je größeren Ge­
winn aiso das Unternehmen erreicht, umso mein- erhöht sieti das Ein­
kommen der Werktätigen sowie das Niveau ihrer soziaien und kuiturei­
ien Ycrsorgung.
Bisher trachtete ich nachzuweisen, daß das interessé des Unter­
nehmens den Werktätigen vermitteit und das des Unternehmens zum 
Interesse der Werktätigen umgewandelt werden muß. und daß dazu die 
Mögiichkeiton (ies Unternehmens wirtseiiaftiieii und rechtlich gegeben 
sind.
Damit aber der Zusammenhang zwischen den erörterten, Gedanken 
und der Funktion des Koiiektivvertrags kiar wird, müssen noch zwei 
Fragen gekiärt werden:
1. Warum muß das Unternehmen über die Aufteiiung des Betcitiguns- 
fonds entscheiden, warum kann darüber nicht ein zentrales Staatsorgan 
verfügen ?
2. Warum ist zur Regeimig der Aufteiiung des Beteiiigungsfonds 
ein rechtiiches Mitte) uotwending, d.ti. warum muß die Aufteiiung des 
Hetciiigungsfonds geregelt werden ?
ad 1. Damit der Beteiiigungsfonds seine Bestimmung erfüiie, ist zur 
Entscheidung über die Aufteiiung eine große Menge von Informationen 
verschiedener Qualität erforderiieh. Man muß z.B. die spezieiien Zieie 
des Unternehmens, die zur Verfügung stehenden Mittel, den Personai- 
stand usw. kennen. Diese Informationen konzentrieren sich beim Unter­
nehmen. ln Kenntnis des Zieis, der Bedingungen und der Verlustquel­
len kann aiiein das Unternehmen über den Gegenstand, die Richtung und 
das Maß des materieden Anreizes entscheiden. Die Leiter des Unterneh­
mens sind im Besitz jener Kenntnisse, auf deren Grundinge optima! darü­
ber zu entscheiden ist, welche der Unternehmenstätigkeiten am stärksten
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RH c^sj)o!'!it weiden nmij. i)<ts kann je nach t nterneinnen. ja so^ ai* inne! - 
halb eines Unternehmens verschieden sein. (Wenn z.B. in der Ver­
packungsabteilung eines Unternehmens weget) zeitweisem Arbeitskraft- 
ma))gel die Erfüllung des t'ianes botroht ist und keine Möglichkeit zur 
Umgruppierungder ^,t,t<jtsk)-äfte vorhanden ist. könnet) die W erktätigen 
der Abteilung (turch Heizung einer [nämiierten A))fgabe (hnan interessiert 
gemacht werden, daf.i (iuret) eine größere At)stre))gung ittrer Kräfte d a s  
Hindernis beseitigt wird und die Fertigware rechtzeitig zutn Beste!ter 
kmnntt.) Ln Fabrikations])rozeß einer Warensorte muß eventueiidie 
Qmtlität ver!wessert werden, in atateren Fäden kant) (tie Steigerung der 
Menge crwii))sel)< seit).
Ebenfalls könnet) (tie Leiter (tes Unternehnieus in (ter Frage ent­
scheiden, wer in welcher Form und in welchem Maße auzusporuen ist. 
[)iese Ht)tse))ci(iung ¡tätigt auel) \un konkreten Faktoren ab. z.B. von
der Uröße und Struktur des Unternehn)ens. Wenn tfäutlich bei (tei) Ein- 
ttcitettdest'nteruehtuous (Faluikseinheit. Hetriot). Betriebsteil, eveu- 
tue)) W erkstatt) <tas Ergebt)is getrettnt und getnessen werden ktttttt. so 
könnet) (tie W erktätigen unntittelb)))' )ttn Oewinn der gegettenen Einheit 
ittteressiert seit), wodurch eit) bedeutend größerer Anreiz gesichert wird 
als durch einet) Anteil gemäß dom Hrgohnis auf Untcrnchmensebcnc.
Hs hängt unter anderem auch von der gute)) (ater schtochton Lage 
der sozialen Hinrichtungen des Unternehmens ab. wie großer Teil (tos 
Botciligungsfonds für die Entwicklung dcrHittriddungend. )t. füritt(ti- 
rekte Zuwet)(t)tnget), und wie großer Tei) für unmittelbare Bargotdausxah- 
tungverwetntotwird. Ferner kann nur itt Kenntnis der (tegebenheiten 
dos t*ntort)o))tt)cns(tioFragoric)itigcntscl)iedcnwcr(ton. wann utat weiche 
(ter Hormen (ter für tttxnitteüatreii materiellen Attreiz verwettfUtaret) Aus- 
zatitungcn zweckntäßig anwendbar ist; wie große Summe aus deni Betei- 
ligungsfonds für Lotmerhöhung. wie große für (tie Auszahtungen während 
(tes.);)]tres (in Hortn von t'räuiiet). Beiotmungen. Oewinn Prämie. Xeue- 
rut)gs[)t-ät)iie utat Prämie für hervorragende technische Leistung) ver­
wendet wetatou soll und wie g)*oße Summe für (tie ('Cwinnbetei)ttng am 
Ende (tes-Ltlttes reseri iert wer(ten soll, t tat schtießlich k.anu ttur it) grütat- 
ticher Kenntnis (ter \'crteitung (ter Aufgaben innerhalb des Unternehmens 
utat (tes ttihaltcs fter verschiedenen Arbeitskreise jenes wichtigste Er­
fordernis (ter Ausgestaltung der Interessiertheit zur Leitung gebracht 
wewten. nämlich daß (tie Aufteilung (ter Beteiligung unter den Fabriksein­
heiten, den Betriebsteilen sowie den Werktätigen proportiondl ein Bei­
trag zum Oewinn sein soll.
Die obigen Argumente beweisen meiner Ansicht nach Überzeugetat. 
daß eine zentrale einheitliche Regelung (tes inneren Interessensvstems 
der Lnternehmen unmöglich ist. aber nicht einmal eine nach Unterneh­
men abweichende Regelung durch ein äußeres Organ ist mit optimalcr 
W irksamkeit vorstellbar. Kur das Lnternehmen selbst kann an) zweck­
mäßigsten seit) inneres System der Interessiertheit ausgestalton. deshalb 
weist (tie Rechtsnorm (tie W'irtschaftung mit dem Beteiligungsfonds in 
de)) W irkungskreis des Unternehmens.
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ad 2. Die ..Wirtschaftung" mit der Geldsumme im Beteiligungs- 
fonds könnte aber ohne Inanspruchnahme der rechtlichen Alittel sämt­
lichen Formen des materiellen Anreizes das Erreichen des gewünsch­
ten Zieles nicht sichern. Das gilt insbesondere für die Formen des indi­
viduellen Anreizes, aber in gewissem Maße erfordern auch die kollektiven 
Formen die Einschaltung eines rechtlichen Mittels.
Der Ausdruck ..Wirtschaftung" enthält nämlich — im Vergleich zu 
den rechtlichen Methoden — allzu viele Unsicherheitsfaktoren. Würde der 
Direktor mit der aufzuteilenden Summe nur ..wirtschaften" uml keine 
rechtlichen Methoden in Anspruch nehmen, so würde das bedeuten, daß 
die Werktätigen auch wenn sie einen hohen Gewinn erzielen, nicht sicher 
sein könnten, ob sie persönlich hzw. ihre Kollektive am Gewinn teilhat 
und in welchem Maße. Die Einschaltung eines rechtliehen Mittels in die 
Wirtschaftung bedeutet in gegebenem Fall, daß die Vorschrift bcstimmert 
Bedingungen, die Bezeichnung des in die Richtung des Zieles des Unter­
nehmens wirkenden erwünschten Verhaltens möglich wird, bei deren Ein­
treffen. bzw. Erfüllung mit einem bestimmten Ergebnis zu rechnen ist. 
Mit anderen Worten: das Unternehmen kann im voraus jene Bedingun­
gen bestimmen, bei deren Erfüllung der Werktätige ein subjektives Recht 
auf den proportionellen Anteil erwirbt. Dadurch können die Unsicher- 
heitsfaktoren beseitigt werden und die Werktätigen im voraus wissen, 
welche Bedingungen zu erfüllen sind, damit sich ihr Einkommen mit 
Sicherheit erhöhe, sie die Erhöhung fordern, letzten Endes es auf staat­
lichem Wege erzwingen können. Das in diesem Sinne sichere Bewußt­
sein der Beteiligung bzw. seine berechtigte Hoffnung kann aber eine viel 
stärkere anspornende W irkttng ausüben, als eine größtenteils unsichere 
Möglichkeit.
Es ist also die Inanspruchnahme des rechtlichen Mittels der Rege­
lung beim Ausbau des inneren Systemsdcs materiellen Anreizesdes Intet 
nehmens zweckmäßig, da es solche materielle Hebel in Bewegung zu 
setzen vermag, die allein mit wirtschaftlichen Methoden nicht betätigt 
werden könnten.
Dabei möchte ich aber bemerken, daß zwar die Unterlassung der 
rechtlichen Mittel ein Fehler w äre, aber auch die Übertreibung der Rege­
lung einen ebenso großen Echter bedeuten würde. Würden wir jede Eorm 
der Aufteilung des Beteiügungsfnnds in allen seinen Elementen regeln 
und keinen Platz für die Beachtung der Unsicherheitsfaktoren der W irt- 
schaftung. des Marktes lassen, so würden wir das Gegenteil dessen errei­
chen, als das wir zum Ziele gesetzt haben, nämlich, daß das Unternehmen 
über eine breite Skala von Formen und Methoden des materiellen An­
reizes verfüge, daß es durch ihre entsprechende Variierung durch An­
spornung der Werktätigen elastisch der komplizierten verschieden gerich­
teten Bewegung der W irtschaftung des Unternehmens folgen könne."
Diese Erkenntnis widerspiegelt sich in den Regeln bezüglich der 
Aufteilung des Reteiligungsfonds. indem sie nur in einem engen Kreise 
die Regelung der Aufteilung obligatorisch machen, dagegen in einem 
weiteren Kreise die Regelung ermöglichen.?
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Nach dem Gesagten ist es — meiner Ansicht nach — Idar geworden, 
daß die Formen des materielle)) Anreizes, seine bestimmten Elemente 
geregelt werden müssen, nnd daß diese Regelung nur vom über den An­
teilsfonds verfügenden (wirtschaftenden) Unternehmen entsprechend 
durchgeführt werden kann. Deshall) verfügt der Gesetzgeber richtig, 
daß die Aufteilung des Heteiligungfonds durch die innere Rcgelungs- 
form des Unternehmens, durch den Kollektivvertrag geregelt werde.
Die Feststellung bezüglich der Punktion des Koliektivvertrages 
muH demzufolge dadurch ergänzt werden, dal.! diese spezielle Regelungs- 
form des Unternehmens nicht nur die arheitsrechtlichcn Bedingungen 
der gewinnbringende)) Wirtsehaftung des Unternehmens nnd damit in 
Hinklang den Schutz des arbeitenden Menschen sichern soll, sondert) 
ihre Funktion ist auch die Sicherung der inneren Interessiertheit des Un 
ternehmens, d. h. die Umformung, die Umgestaltung der zum Unterneh­
men als Einheit strömenden volkswirtschaftlichen Interessen zum indi­
viduellen Interesse der Werktätigen und zum Interesse der kleineren 
Kollektiven der Werktätige)).
Die interessenvermittclndc Rolle des Koliektivvertrages zeigt sich 
aber nicht tun in der Aufteilung des Heteiligungsfonds. Die Feststellungen 
sind größtenteils auch für die Wirtsehaftung mit den Arbeitslöhnen 
geltend, ln diesem Kreise sind aber die Möglichkeiten des Unternehmens 
beschränkter. Der Anreiz ist nämlich nur eine Funktion des Arbeitsloh­
nes. Das Mal.! des Arbeitslohnes wird auch durch soziale Gesichtspunkte 
und durch die Notwendigkeit der Einhaltung gewisser — in gesellschaft­
lichen Dimensionen erwünschten — Lohnproportionen beeinflußt. Eben­
deshalb wird der Arbeitslohn im Interesse der Einhaltung des volks­
wirtschaftliche)) Gleichgewichts durch Rechtste innen geregelt, indem 
obere und untere Grenzen festgelegt werden. Aufgrund ähnlicher Über­
legungen wird auch das Maß der Lohnerhöhung aus dom Gewinn beein­
flußt.
Jene Elemente des Arbeitslohnes aber, die berufen sind, das Interesse 
des Unternehmens zu vermitteln, die dem Anreiz der Werktätigen dienen 
nnd zugleich eine Regelung erfordern, werden im Kollektivvcrtrag be­
stimmt. Solche sind die Lohnsysteme, die Lohnformen für gewisse Grup­
pen der Werktätigeti des Lntemchmcns sowie die Regelung der Reditt- 
gungen und des Maßes der Xusatzlöhne im Kollektivvertrag, die int 
Gesetzbuch der Arbeit. Abschnitt V, $ 62 und $ 65 vorgeschrieben sind 
Es kann nämlich nur innerhalb des Unternehmens darüber entschieden 
werden, welche der Lohnformen am meisten eine bestimmte Arbeit 
fördert.
Der Kollektivvertrag bedeutet also die letzte Phase der Regelung 
des Aufteilungsprozesses auf die Weise, daß dadurch die Funktion, des 
Anreizes der verschiedenen Kanäle der Aufteilung (der Löhne und der 
übrigen aus de)* Arbeit stammenden Hinkommonsfaktorcn) am wirksam­
sten zu)* Geltung gebracht wird.
Die obige Definition der Funktion des Kollektivvertrages muß noch 
durch einige Gedanken ergänzt werden. Ich möchte betonen, daß die
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bisher da ['gelegten beiden Funktionen des Kollektivvertrages eine enge 
Einheit bilden, ihre Trennung ist allein durch die zur Erleichterung der 
Untersuchung angewandte Methode begründet. Die beiden Funktionen 
kommen in Wechselwirkung einander bedingend zur Geltung, wie auch 
der Produktions- und Verteilungsprozeß selbst. Die Festlegung der adä­
quaten Regeln der Wirtschaftung mit den Arbeitskräften schafft im 
Kollektivvertrag die Bedingungen des Erreichens eines größeren Gewinns. 
Der größere Gewinn hat aber einen größeren aufteilbaren Teil, das im 
Falle der richtigen Bestimmung der Verteilungsregeln im Kollektiv­
vertrag eine erhöhte Interessiertheit, einen stärkeren Anreiz sichert.
Die bisherige Definition der Funktion des Kollektivvertrages ist 
ferner damit zu ergänzen, daß beide Funktionen des Kollektivvertrages 
die Möglichkeit und die Notwendigkeit der Aufdeckung und der Auflösung 
der Interessengegensätze innerhalb des Unternehmens enthalten.
Das gesellschaftliche Eigentum der grundlegenden Produktions­
mittel schafft zwar eine objektive Möglichkeit für die Begegnung der 
volkswirtschaftlichen, der Unternehmens- und der individuellen Interes­
sen und zahlreiche Mittel des neuen Systems der Wirtschaftslenkung 
dienen der Übereinstimmung dieses Interessensystems auf mehreren 
Ebenen. Trotzdem kommt es vor. daß Interessenkonflikte im Verhältnis 
zwischen Unternehmen und Volkswirtschaft, zwischen den Unternehmen 
sowie bei den inneren Verhältnissen des Unternehmens entstehen. Diese 
Widersprüche sind aber nicht unauflösbar, auch nicht vollständig, son­
dern immer nur partielle Widersprüche.
Das Interesse des Unternehmens spielt eine besondere vermittlendc 
Rolle zwischen dem individuellen und dem gesellschaftlichen Interesse. 
Die an der gesellschaftlichen Produktion teilnehmenden Werktätigen 
nehmen im Rahmen des Unternehmens, als Mittglieder der Kollektive 
im Prozeß der gesellschaftlichen Aneignung teil. Die daraus entsprin­
genden individuellen Interessen integrieren sich im Interesse des Un­
ternehmens. Das Interesse des Unternehmens bedeutet aber nicht ein­
fach die Summierung der individuellen Interessen der Werktätigen. Im 
Interesse des Unternehmens kommen nur die gemeinsamen, für die 
Gesamtheit der Kollektive wesentlichen Interessen der Mitglieder der 
Kollektive zum Ausdruck. Dieses gemeinsame Interesse erscheint — ge­
genüber dem Interesse des Individuums und der Gesellschaft — als spe­
zielles Interesse des Unternehmens.
Das allgemeine Interesse ist auch keine einfache Summierung der 
individuellen oder Gruppeninteressen: auch das allgemeine Interesse 
integriert von diesen nur die gemeinsamen, wesentlichen Elemente. Da 
das.allgemeine Interesse die wesentlichen, gemeinsamen Elemente der 
Unternehmensinteressen umfaßt, vermittelt das Interesse des Unter­
nehmens auch die gemeinsamen Interessen der Mitglieder der Kollektive 
für das gesellschaftliche Interesse. Das Interesse des Unternehmens bildet 
aber zugleich einen Knotenpunkt des gegengerichteten Prozesses: es ver­
mittelt das gesellschaftliche Interesse für das individuelle Interesse der 
Werktätigen.^
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Da also die Interessen (fer höheren Ebenen nur (fie wesentlichen 
und gemeinsanten Elemente dar Interessen de)' uutereu Ebenen integrie- 
reu, ist die Übereinstimmung (fo- ftdercssen nicht vollkommen. (faher 
ist ein Zusammenstoß der Interessen nieid nur möglich. sondern auch 
objektiv notwendig. Die Dauer oder Verschärfung dieser Konflikte würde 
aber die Entwicklung der \ ofkswirtschaft verfangsamen, eventuei! ¡lin­
dern, deshalb müssen wir nacti deren ständiger Lösung mit verschiedenen 
Mitteln und Metliodentractiten.
Die konkreten Afethoden (fer Ü bereinstimmung, der Volkswirt­
schaft ¡ichen und fJnternehmensinteressen werden (furch (feil Wirtschafts- 
meclianismus bestimmt. Lin wesentlicher Zug unseres neuen \\ irt- 
schaftsmcehanismus bestellt eben darin, daß die Übereinstimmung der 
fnteressen nicht durch Leugnung der besonderen Interessen, sondern 
duich die Anerkennung ihrer objektiven Existenz erreicht werden soll.
Die weitgehende Verwendung (fer Wertkategorien, die Steigerun" 
der Selbständigkeit (fer Unternehmen, die Ausnützung der enteegence- 
setzten Interessen des Marktes und des Unternehmens spielen nicht nur 
eine interesscnvermittlende Rolle, sondern sie sind auch Mittel der Auf­
lösung (fer Widersprüche. Ucwogungsformcn im Verhältnis des Unter­
nehmens zur Volkswirtschaft sowie der Unternehmen untereinander.
Das f nternchmcn kann alter nicht nur nach außen (mit einem amte­
ten 1 nternehmen) bzw. nach oben (mit der Volkswirtschaft) Interessen­
konflikte haben, sondern auch mich innen. Es kann innerhalb des Unter­
nehmens die relative Absonderung zahlreicher und vielfältiger Interessen 
l)Col)achtctwer(fen. die sich in einetn Konflikt verschiedenen Charakters 
und verschiedener Lichtung und verschiedener Intensität offenbaren.
Zwar werden die gemeinsamen und wesentlichen Interessen der 
f nternchmenskoHektive (furch (fas Unternehmcnintcrcsse integriert, die 
Kollektive kann (gemeinsame, aber unwesentliche, oder wesentliche, 
aber nicht gemeinsame, jedenfalls aber verhältnismäßig verschiedene) 
besondere Interessen gegenüber dem Unternehmen, der (fas Unterneh­
men vertretenden Leitung haben. Der umfassendste Interessengegensatz 
kann dem mit der Erhöhung des persönlichen Einkommens verbundenen
Interesse der Werktätigen entspringen, wenn das Interesse des Unter­
nehmens eine erhöhte Steigerung (fer Produktion erfordert. Das Recht 
regelt zwar, wie großer Anteil des beim Unternehmen verbleibenden 
Hctrags (fes U cw innsfiirdie Entwicklung des Unternehmens aufzu­
wenden ist und wie großer Anteil persönliches Einkommen werden kann
(Entwicklungs- und Heteiligungsfonds), und schließt dadurch die Mög­
lichkeit eines scharfen Konfliktes aus, doch bleiben zahlreiche ohjckiivc 
Möglichkeiten des 1 nteressenzusammentstoßes zurück. Die Rechtsnorm 
ermöglicht z.H. die f mgruppierung. des Retciligungsfonds, seine Ver­
wendung Dü- Entwickhutgszwecke. Es ist leicht vorstellbar, daß ein 
Entschluß des Unternehmens, der von (fieser Möglichkeit Cebrauch 
machen möchte, auf den \\ iderstand der gesamten Kollektive stößt.
Neben dem eventuellen fntercssengesensatzt zwischen dem Unter­
nehmen und der Kollektive kann ein Konflikt auch mit seinen Einheiten
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(Fabrikseinheit. Betrieb, Werkstatt), mit verschiedenen Schichten der 
Werktätigen, mint Werktätigengruppen und mit einzelnen Werktätigen 
entstehen. Hs können ferner die Einheiten des Unternehmens, die W'erk- 
tätigenschichten oder (huppen und die individuellen Interessen der 
Werktätigen untereinander in Konflikt geraten. Ohne eine Aufdeckung 
des Inhaltes und der Zusammenhänge des komplizierten Interessen- 
svstems innerhalb des Unternehmens auf mich nehmen zu können, möchte 
ich mit einigen Beispielen die aus dem relativen Interessenunterschied 
stammenden typischen Konfliktmöglichkeiten schildern.
Das Unternehmen kann mit seinen Einheiten, ferner die Einheiten 
untereinander können wegen der unproportioneHen Aufteilung der Auf­
gaben. sowie wegen einer Aufteilung des Beteiligungsfonds in Konflikt 
geraten, die daß Maß des Beitrags zum Oewinn nicht in Betracht zieht. 
Ein Intercsscnzusammenstoß kann z.B. durch eine hervorgehobenc 
Entwicklung einer Fabrikseinheit zum Nachteil der anderen hervorge­
rufen werden.
innerhalb der Kollektive ist das wichtigste schichtenbildende Kenn­
zeichen die Art der verrichteten Arbeit, d. h. der in der Arbeitsverteilung 
eingenommene Platz, der innerhalb des Unternehmens ebenso wie in der 
(¡esellschaft besondere Schichten, (truppen zustande bringt, innerhalb 
der (truppen eine gewisse Intcressengleichheit oder (tleichförmigkeit. 
unter den (truppen aber die Möglichkeit von Konflikten schafft." (temäß 
dem Charakter der Arbeit können die W erktätigen in zwei große (truppen 
eingetcilt werden, in die (truppen der physischen und der geistigen Werk­
tätigen. Innerhalb der (truppen bildet sich die Erkenntnis ihrer eigenen 
besonderen Lage und das daran eng haftende besondere Wertsystem. Die 
geistigen Werktätigen können wieder vor allem in technische und admi 
nistrative Angestellte geteilt werden. Die technischen Angestellten ge­
nießen im allgemeinen eine größere gesellschaftliche und materielle Aner­
kennung und das verursacht häufig Konflikte.
Eine ernste Konfliktenfjuelle liegt darin verborgen, daß in derselben 
Hinstufungskategorie mit demselben Lohn Werktätige mit verschiedener 
Fachbildung eingereiht sind.
Aus der Kategorie der geistigen Werktätigen ragt die Schicht der 
Leiter hervor. Im Zusammenhang damit können typische Konflikte 
zwischen den Leitern und den Celeiteten entstehen. Ihre Aufgabe ist 
nämlich die Festlegung. Überwachung und Bewertung der individuellen 
Arbeit anderer Personen, wobei auch bei entsprechender Objektivität 
und im Besitz der besten Leitereigenschaften Zusamenstöße entstehen 
können.
Die physischen Werktätigen teilen sich gemäß ihrer Qualifikation in 
drei große (h-uppen: in die der Facharbeiter, der gelernten Arbeiter und 
der Hilfsarbeiter. Bei diesen drei Cruppen ist der Konflikt infolge des 
Lohnes (insbesondere infolge des individuellen Stücklohnes) am häu­
figsten, aber auch die Verteilung der Steigerung des Durchschnittslohnes 
kann ähnliche Konflikte verursachen.
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Die soziologischen Untersuchungen ziehen ferner auch (He Unter­
schiede nach Geschlecht, Aiter und W'oimsitz in Betracht. Die Frauen, 
die Männer, die a!ten und jungen Arbeiter, ferner jene die entfernt oder an 
Ort und Stelle wohnen. sind ebenfalls Träger gewisser reiativer eigener 
Interessen.
Neben den genannten typischen Konfliktmöglichkeiten ist noch 
verschiedenes anderes zu beobachten, wie z. B. die Spannungen zwischen 
den alten und neuen Werktätigen, ein Gegensatz wegen der günstigen 
bzw. ungünstigen Arbeitsbedingungen usw.
Das Unternehmen kann seine Zielsetzungen optimal nur durch 
citie koordinierte Arbeit harmonischer Arbeitskollektiven erreichen. Die 
Konflikte innerhalb des Unternehmens können aber zu scharfen Zusam­
menstößen führen, sie können den Gewinn des Unternehmens verringern 
und die Entwicklung der Kollektive hindern. Deshalb muß das Unterneh­
men mit verschiedenen Mitteln bestrebt sein die Konfliktenquellen sowie 
die vorhandene)) Interessenzusammenstöße zu erkennet) und zu lösen. 
Unter den Mittelt), die dazu geeignet sind, spielt der Kollektivvertrag 
eine bedeutende Rolle, der durch die Bestimmung des Inhaltes und durch 
den gesetzlich vorgeschriebenen Prozeß des Abschlusses eine wirksamc 
!'orm der Aufdeckung und Lösung zahlreicher Interessen innerhalb des 
Unternehmens seit' kann. Bei beinahe allen Elementen des Inhaltes des 
Kollektivvertrages ist das relative Interesse des Unternehmens und des 
Werktätiget), d. h. der Wirtschaft und des Huntanums. fallweise der 
Zusammenstoß der Interessen zu beobachtet). Denken wir nur an die 
Regelt) der Abänderung der Leistungsfordcrungen. an die Bestimmung 
der Schranken der Überstunden, an die mehrschichtige Arbeitszeiteiein- 
tetlung. att die Kündigung oder an die Interessengegensätze, die im Zusam­
menhang mit der verteilungsregelnden Funktion des Kollektivvertrages 
auftauchen können.
Der KoHektivvertrag ist also eine Bewegnngsform der in den Arheits- 
verhältnissen auftauchenden Interessenkonflikte und ein Lösungsmittel, 
das durch Ausbau des inneren lutercssensystems des Unternehmens, die 
getrennten Interessen integriert, d. h. sie auf die Weise löst, daß sie sich 
dem Unternehmensinteresse nähern.
Damit aber der Kollektivvertrag die Aufgabe der Lösung der Interes- 
senkonflikte wirksam erfüllen kann, ist es notwendig, daß im Laufe 
seiner Schaffung vor der Bestimmung der Rechte und Pflichten, eine 
Abwägung, eine Beachtung der zwei- oder mehrseitigen Interesse)) er­
folge, daß die Schaffer des Kollektivvertrages in allen Elemente!) nach 
einer Koordinierung, einer Proportionierung der gegensätzliche)) Interes­
sen trachten. Dessen Bedingung ist aber objektiv, daß die gegensätzlichen 
Interesse)) organisch in der Ausbildung des Inhaltes vertreten sind, d. h. 
daß der Zusammenstoß und die Lösung der gegensätzlichen Interessen 
in einer Diskussion von Parteien erfolge, die über entsprechende Kraft 
und Organisation verfügen.
Nach Erkenntnis dieser objektiven Notwendigkeit machteder Gesetz­
geber die Schaffung des Kollektivvertrages nicht allein zur Pflicht des
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Unternehmens. sondern zu einer gemeinsamen Aufgabe des Unternehmens 
und der die Arbeiterin)iektive vertretenden Gewerkschaft. Damit )iat 
das Gesetzbuch der Arbeit eine neue Form der Teibiahme der Werktäti­
gen an der Leitung geschaffen. Da die Teilnahme der Werktätigen an die 
Leitung ein wesentüches theoretisches und praktisches Problem des 
Arbeitsrechtes ist, und da meiner Ansicht nach die dritte Funktion des 
Kollektivvertrages eben die Förderung der Wirksamkeit der Teilnahme 
ist, sollte diese krage etwas eingehender untersucht werden.
C) Der /W/Vc/Virrcr/rug u/.s eine Forw der Tet/Mu/oHC der H'er/d'dfyeir 
der /.eduay
Hei der Untersuchung der Eigenheiten des staatlichen Unterneh­
mens wurde bereits festgestcllt, daß in Ungarn, ebenso wie in der Mehr­
zahl der sozialistischen Staaten die grundlegenden Produktionsmittel 
in wirtschaftlichem Sinn als Eigentum der gesamten Gesellschaft recht­
lich im Besitze des Staates stehen.
Daraus folgt eine wichtige Funktion des Staates innerhalb der Lei­
tung, der Organisation der Gesellschaft: die Leitung und die Organisa­
tion des wirtschaftlichen Lebens. Der Staat sichert durch die Organisation 
und Leitung der wirtschaftlichen Prozesse die Verwendung der Produk­
tionsmittel im Interesse der gesamten Gesellschaft.
Durch die Beseitigung des Privateigentums hört aber die Entfrem­
dung des Staates nicht automatisch auf. Die Entfremdungstendenzen des 
Staates, als eitles verhältnismäßig abgesonderten Organs können auch im 
Sozialistnus gegenüber den Interessen der Gesellschaft zur Geltung kom­
men. Die im staatlich-politischen Leben und in anderen Sphären der Ge­
sellschaft zur Geltung kommende sozialistische Demokratie ist berufen 
zu verhindern, daß sich diese negative Tendenz durchsetzt. Ich betrachte 
aber die Untersuchung der Problematik der sozialistischen Demokratie 
nicht als meine Aufgabe. Zwecks Bestimmung der Funktionen des Kollek- 
tivvertrags genügt folgende Fragen zu beantworten:
1. W arum ist die Betriebsdemokratic ein notwendiges Element der 
sozialistischen Demokratie und was ist das Ziel der Betriebsdemokratie?
2. ln welcher direkten und indirekten Form wird die Teilnahme der 
Werktätigen an der Leitung und Kontrolle des Unternehmens verwirk­
licht ?
3. Welche Rolle spielt der Kollektivvertrag unter den Formen der 
Teilnahme ?
ad 1. Die prinzipielle Grundlage der Betriebsdemokratie wurde im 
ungarischen Recht zuerst von Andor Weltner ausgearbeitet. Gemäß 
seiner Konzeption erscheint das staatlich-gesellschaftliche Eigentum als 
eine neuartige besondere Eigentumsgemeinschaft, dessen Teileigentümer 
sämtliche Staatsbürger sind. Die Staatsbürger üben aber ihre Teileigen­
tümerrechte nicht nur durch ihre Staatsbürgerrechte aus; auf diese W eise 
erfolgt nur die Ausübung der Rechtsstellung des Teileigentümers auf 
gesamtgesellschaftlicher Ebene. Im Rahmen des Unternehmens stehen
4  AXXALHs — Sectio luridica — Totnus XVI.
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dem Menschen die Tciieigentümerrechte nicht ais einem Staatsbürger, 
sondern a!s dem Ai itgiied der Koiiektive zu, und zwar aufgrund ,.seines 
Mitgiiedsverhäitnisses in der Koiiektive". das den Werktätigen berech­
tigt , auch durch die Institutionen der Hetriebsdcmokratie die Tätigkeit 
des Unternehmens beeinflußen zu können."
Ander W citner betrachtet die Teihiahmcrechtc ais Eigentümerrechte, 
d. h. ais soiehe Rechte, die nicht in Form, des Eigentumsrechtes (bzw, 
der dessen inhait biidenden Besitz-, Xutzungs- utxi Verfügungsrechte), 
sondern in Form der genannten Staastsbürger-, der koilektiven uta! indi- 
\iduc)ien arbeitsrecittlichcn suiijektiven Reciite zur Geitung kommet). 
!)ie Quaiität des Teiicigentümers ist aiso it) der Konzeption von Andor 
Weitner aiiein (tie geseüscitaftiictie iktsis der Betriebsdemokratie.
Daraus kann die Foigerung abgeicitet wetaien. daß tiic Betrie!)s- 
demokratie ein tiotwetaiiges Ergänzu))gselen)etit des soziafistischen 
staatiieiien Eigentumsrechtes ist. das an sic)) ais die juristische Aus­
drucksform des geseitschaftiiehen Eigentums — wenn cs auch eine primäre 
Ausdrucksform ist — die Verwendung der Pmduktionsmittc) im Inter­
esse der ganzen Geseiischaft nicht in vollem Maße zn sichern vermag.
Diese Antwort ist aber meiner Ansicht nach noch nicht voiiständig. 
Sie wirft nämiieh jene weitere Frage auf. daß wenn die Gefahr der Jntcr- 
essentrennung gegenüber der Geseiischaft it)) Zusammenhang mit dem 
Staate ais einen) die ganze Geseiischaft leitenden Fachapparat auftaucht, 
(wo übrigens maximai die Möglichkeit der Erkenntnis und des Dienstes 
des geselischaftiiehcn Interesses besteht), was die Garantie dafür ist, 
daß die kieineren Koiiektiven der Werktätige)) (innerhaih des Unterneh­
mens) die Interessen der ganzen Geseiischaft besser vertreten können. 
Meiner Ansicht nach gibt es dafür gar keine Garantie, in) Gegentei!, die 
Koiiektive vermag die Interessen der ganze)) Geseiischaft viei weniger 
ais der Staat zu erkennen und ihnen zu dienet). Denn — wie ich schon 
oben erörtert halte — vermitteit eiten der Staat mit rochtiichen Mittein 
und über wirtschaftliche Kanäle zum Unternehmen um) innerhaih des 
Unternehmens zur Koiiektive das geseiischaftiichc Interesse, lei) habe 
auch betont, daß das Unternehmet), die Koiiektive und auch die individuel­
len Werktätige)) interessen haben können, die siet) vom geseiischaftiichen 
intercsse unterscheiden und die manchmal auch gegen die geseiischaft­
iichen interessen zur Geitung kommen können.
Die prinzipiciien Grundiagen der Bctriehsdemokratie sind aiso 
mit den Grundiagen der sozialistische)) Demokratie nicht voiikommen 
identisch. Die Bctriehsdemokratie hat beschränktere Zicie und spezi­
fische Methode))." Weiches sind diese Zieic?
"J Die Werktätige)) sind ais Arbeitsnehmer Träger besonderer 
Arheitsnehmerinteressen. Die Werktätigen empfinden ihre Quaiität ais 
Arbeitsnehmer viei unmitteibarer ais ihre Eigentümerqnaiität. Sie sind 
in erster Linie und entscheidend ais Arbeitsnehmer und nicht in ihrer 
Eigentümercjuaiität an den Gütern der Geseiischaft beteiiigt. Zwar häit 
der Staat bei der rechtlichen Rcgeiungund bei der Bestimmung der wirt- 
schaftiichcn Hebei diese besonderen interessen vor Augen und es ist auch
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das Interesse und die Pflicht des Unternehmens, die Interessen der Werk­
tätigen zur Geltung zu bringen, doch ist der Staat in erster Linie Träger 
der gesanitgeseüsctiaftliehen, das Unternehmen aber Träger der eigenen 
wirtschaftlichen Interessen. Eben deshalb ist es unumgänglich notwen­
dig, die Ausdrückung und Durchsetzung der besonderen Arbeitsnehmer­
interessen innstitutionellzusichernund im Falle der Abweichung oder des 
Zusammenstoßes dieser besonderen Interessen sie aufeinander abzu­
stimmen oder aufzulösen. Teils ist die Institution der Bctriebsdemo- 
kratie berufen, diese Aufgabe in verschiedenen Formen und mit verschiede­
nen Methoden in erster Linie aber durch die Teilnahme der Werktätigen 
an der Leitung des Unternehmens zu erfüllen.'**
&^1 Das andere Ziel der Betriebsdemokratie steht — meiner Ansicht 
nach — in enger Verbindung mit den Zielen mul der Struktur des Unter­
nehmens.
Zur Abwicklung der gesellschaftlichen Arbeitsprozesse sind unter 
anderem die staatlichen Unternehmen berufen, die vom Staate zwecks 
Organisation und Leitung der Arbeitstätigkeit der Staatsbürger und 
zwecks Verwaltung des staatlichen sozialistischen Vermögens ins Leben 
gerufen werden.
An der Spitze des staatlichen Unternehmens steht der Leiter, der die 
Tätigkeit des Unternehmens leitet und in dessen Vertretung handelt, in 
seinen Sachen im allgemeinen selbständig entscheidet. Die Leitung des 
Unternehmens umfaßt auch die Leitung der Arbeit der eingcteilten Werk­
tätigen. Unter dem Begriff der Leitung einer sozialistischen Organisa­
tion verstehen wir jede Äußerung des Willens des Leiters, unabhängig 
davon, ob es sich um Fragen handelt. welche die Entwicklung, Tätigkeit, 
Verteilung oder Kontrolle, als notwendige Elemente der Leitung berüh­
rend*
Das Wesen des Unternehmens ist aber dessen persönliche Seite, die 
Arbeiter, welche die Produktionsmittel betätigen, die produktiven Ar­
beitsprozesse tatsächlich verrichten.
Der erreichte Grad der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Entwick­
lung hat notwendigerweise die Arbeitsteilung zwischen Leitern und 
jenen zur Folge, die eine zu verrichtende Tätigkeit durchführen. Diese 
Arbeitsteilung ist hauptsächlich darauf zurückxuführt, daß die Werktäti­
gen. welche die Arbeit durchführen, neben ihrer eigenen Tätigkeit zu­
gleich keine leitende wirtschaftliche Tätigkeit ausüben können. Das 
wird durch ihre verhältnismäßig lange Arbeitszeit, den Mangel an ent­
sprechenden Kenntnissen usw. nicht ermöglicht.
Die Trennung der Teilnehmer des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses 
auf Leiter und Geleitete (d. h. auf Arbeitsverrichter) ist also notwendig. 
Zugleich enthält diese Trennung einen sonderbaren Gegensatz: jene Tat­
sache, daß der Arbeiter, der die ganze Existenz der Gesellschaft schafft 
und neue Werte zustandebringt, als ..Gegenstand der Leitung" betrachtet 
wird, kann mit dem sozialistischen Charakter der Produktionsverhältnisse 
nicht in Einklang gebracht werden. Sowohl der Humanisationsprozeß der 
sozialistischen Gesellschaft, wie auch die erfolgreichere Verwirklichung
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der wirtschaftlichen Zielsetzungen machen es erforderlich, daß die Werk­
tätigen fühlen, daß sie Subjekte, nicht nur Objekte der Leitung sind.
Ln Dienste dieser Ziele müssen also jene Institutionen und Formen 
zustande gebracht werden, welche die Teilnahme der Werktätigen an 
der Leitung des Unternehmens gewährleistend-*
Hs ist aber nicht meine Aufgabe in dieser Arbeit die verzweigten 
Probleme und zahlreichen Zusammenhänge der Hetriebsdcmokratie 
darzulegen. Mein Ziel besteht bloß darin, daß ich den Platz des Kollektiv- 
Vertrages im System der Hetriebsdemokratie klarlege, und dadurch be­
weise. daß auch die Entfaltung der Betriebsdemokratie eine Funktion des 
KoUcktivvertrages ist. Dazu muß eine kurze Übersicht darüber gegeben 
werden, welche Hauptformen der Betriebsdemokratie in Ungarn bekannt 
sind, die der Verwirklichung der genanten Ziele dienen.
ad 2 Das wichtigste inhaltliche Kriterium der Betriebsdemokratie 
ist — wie ich erörtert habe — die Teilnahme der \\ erktätigen an der 
Leitung und Kontrolle des 1 nternehmens. Zwei Hauptformen sind dabei 
zu unterscheiden, und zwar die unmittelbare und die indirekte — d. h. 
durch die Vermittlung einer gewählten Organisation erfolgte - Teil- 
nahmeform. Innerhalb beider (Luppen gibt es rechtlich geregelte und 
keiner rechtlichen Regelung unterworfene Teilnahmeformen. Unsere 
I ntersuchung richtet sich diesmal anf die rechtlich geregelten Formen.
hine wichtige Form der Teilnahme der Werktätigen an der Leitung 
des Unternehmens ist die Produktionsberatung, an der jeder Werktätige 
berechtigt ist teilzunehmen, das Wort zu ergreifen und in den zu ent­
scheidenden Fragen seine Stimme abzugeben. Die Beratung behandelt, 
die Fragen der wirtschaftlichen Tättigkeit des Unternehmens. Ihre Be­
fugnis erstreckt sich überwiegend auf Meinungsäußerung, auf Vorschläge 
und nur in engem Kreis auf Entscheidungen.*"
Das Oesetzbuch der Arbeit schuf eine andere Form der unmittel­
baren Teilnahme der W erktätigen an der Leitung durch die Regelung des 
KoUcktivvertrages.''Obwohl den Kollektiven der Werktätigen beider Aus­
gestaltung des Inhaltes des Kollektivvertrageskein Entscheidungsrecht 
zustcht. ist der Entwurf des Kollektivvertrages und die Diskussion ü bei­
den Bericht des Direktors eine wichtige Form der Teilnahme an der 
Leitung. Die Rechte der Werktätigen in Zusammenhang mit dem Kollek­
tivvertrag ermöglichen, daß die Werktätigen bei der Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedigungen und ihres Einkommens ein Wort mitreden. Der Kol­
lektivvertrag ist — hinsichtlich seines Gegenstandes — zur Erweiterung 
der unmittelbaren Demokratie am besten geeignet, da darin das unmittel­
barste Arbeitsnehmerinteresse verkörpert wird. Der Kollektivvertrag 
zieht also die demokratischen Äußerungen, direkt an.
W ie notwendig und nützlich auch die unmittelbare Einbeziehung der 
W erktätigen in die Leitung und Kontrolle des Unternehmens ist, so kann 
das nicht unbeschränkt erhöht werden. Zahlreiche gesellschaftliche, wirt­
schaftliche und politische Faktoren beeinflußen die Frage, wie weit sich 
die Teilnahme erstrecken kann. Die WerktätigenkoUcktive kann z.B. 
die die Wirtschaftung des Unternehmens berührenden grundlegenden
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Probleme nicht entscheiden. Dazu besitzen die Werktätigen weder ent­
sprechende Informationen, noch verfügen sie über entsprechende Fach­
kenntnisse. Der unmitteibaren Teihiahme muß daher dort Kanin gebissen 
werden, wo diese Teilnahmeform am fruchtbringendsten sein kann, wo 
also das Interesse ain unmittelbarsten, utal die Kenntnisse am höchsten 
sind. Diese Bedingungen ändern sich aber ständig, sie entwickeln sich und 
müssen auch bewußt entwickelt werden. Wir müssen nach Möglichkeiten 
der unmittelbaren Teihiahme durch ständige Erkenntnis der Praxis 
und durch deren wissenschaftliche Verallgemeinerung ständig suchen.
Ferner werden die Möglichkeiten der unmittelbaren Teilnahme durch 
die allgemeine Bewußtseinsebene der Werktätigen, durch die Intensität 
ihrer politischen Aktivität stark beeinflußt. Der relativ niedrige Grad der 
politischen Kultiviertheit entspringt in Ungarn den Besonderheiten der 
geschichtlichen Entwicklung der Gesellschaft, der Tatsache, daß vor der 
Befreiung die Möglichkeiten zur demokratischen Teilnahme an den poli­
tischen Prozessen für die unterdrückten Klassen nicht vorhanden waren.^ 
Dazu kamen noch das System der Wirtschaftsleitung der 50-er Jahre und 
die Politik des Personenkultes. Diese Faktoren bestimmen teilweise die 
Möglichkeiten der unmittelbaren Teilnahme der Werktätigen, ihre Tiefe, 
und geben eine Erklärung für die Ausnützung der bestehenden Mög­
lichkeiten und Teilnahmeformen hzw. den niedrigen Wirku ngsgrad.
Die genannten Faktoren lassen darauf schließen, daß die unmittel­
bare Teilnahme der Werktätigen an der Leitung an sich noch nicht zum 
Erreichen der gewünschten und möglichen Wirksamkeit der Teilnahme 
genügt, dazu, daß das Interesse der Werktätigen für die Teilnahme an 
der Leitung erfüllt wird. Das ist nur so zu erreichen, wenn die Werktätigen 
auch durch gewählte Organe (d. h. auch durch Vermittlung der gewählten 
Organe) an der Leitung teilnehmcn. Die Organisationsform erhöht 
nämlich die Wirksamkeit der Teilnahme stark, weil sie einerseits eine 
regelmäßige Tätigkeit ausüht. wodurch auch die Teilnahme an der Leitung 
regelmäßig wird gegenüber dem nicht kontinuierlichen Charakter der 
unmittelbaren Teihiahme. die sich notwendigerweise daraus ergibt, daß 
die Werktätigenkollcktive nicht täglich zur Beratung einberufen werden 
kann. Andererseits ist die Organisation imstande, die einheitlichen und 
allgemeinsten Interessen der Kollektive zu bestimmen, die zahlreichen 
Meinungen und Interessen zu integrieren und zu vertreten. Die Organi­
sation verfügt ferner über höheres politisches Bewußtsein und über Fach­
kenntnisse. Die Funktionierung der unmittelbaren Teilnahmeformen 
kann dieses Ergebnis nicht sichern, dagegen können an den kollektiven 
Diskussionen die Interessengegensätze, die Meinungsunterschiede besser 
an die Oberfläche kommen, offen zusammenstoßen, und auch im Prozeß 
der Erkenntnis und der Vereinheitlichung der Interessen eine wichtige 
Rolle spielen. Die Möglichkeiten der unmittelbaren Teilnahme hindern 
ferner die Trennung der Organisation von den Werktätigen.
Die Teilnahme der Werktätigen an der Leitung und Kontrolle der 
Unternehmen wird — in organisatorischer Form — durch das Unter­
nehmensorgan der Gewerkschaft gesichert.
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Die Gewerkschaften sjiiclen im System der sozialistischen Gesell­
schaft die Rode einer der wichtigsten .Massenorganisationen.Sie umfassen 
die breiten Massen der in Arbeitsverhältnis stehenden Werktätigen, sie 
steilen in engster Verbindung mit ihren Arbeitsbedingungen und Lebens- 
vorhäitnissen. ihre Aufgaben übersteigen die Fragen, die im Zusammen­
hang mit dem Arbeitsverhältnis steilen: sie nehmen an der politischen 
Erziehung der Werktätigen tcii, sic wirken an der Ausgestaltung der 
Lebcnsniveaupoütik des Landes mit usw.
Hier ist nur die Frage zu beantworten, durch weiche indirekten 
Formen die Gewerkschaft die Teiinahme der Werktätigen an der Leitung 
des Unternehmens ermögiiciit.
Da die Aufgaben der Gewerkschaften zu einem bedeutenden Tcii 
mit den Lebens- und Arbeitsbedingungen der Werktätigen im Zusammen­
hang steilen, werden ihre Tätigkeit (ihre Rechte) und die diesen Rechten 
gegenüberstehenden Arheitgcbcrpffichtcn im Gesetzbuch der Arbeit 
geregeit. Hinsichtlich der Bewertung der Position der Gewerkschaft 
innerhalb ties Unternehmens sind die Bestimmungen der Rechtsnorm 
über die staatlichen Unternehmen von Bedeutung.'"
Diese Rechtsnormen hohen Niveaus sichern den Gewerkschaften — 
ais Vertretungsorganen und Organen für den Intercssenschutz der Werk­
tätigen — zur Ausübung ihrer Funktionen in einem weiten Kreise ver­
schiedene Rechte. Das Gesetzbuch der Arbeit bestimmt als erstes das 
Zie) und den Kreis dieser Berechtigungen, sowie ihren Charakter auf einer 
höheren Hbene der Allgemeinheit, dann weriien die konkreten Formen 
der Teihiahmcreehtc geregeit. Dementsprechend haben die Gewerk­
schaften (bis Recht, zwecks Erhöhung des matcrieiien. sozialen und kul- 
tureiien Niveaus der Werktätigen sowie zum Schutz ihrer Rechte und 
Interessen im Zusammenhang mit ihren Lebens- und Arbeitsbedingungen 
eine regelmäßige Tätigkeit auszuüben, die Werktätigen in diese Tätigkeit 
einxubcxiehcn und über diese Fragen zu informieren, sowie sie vor der 
Leitung des Unternehmens und vor den staatlichen Organen zu vertre­
tend"
Damit aber die Gewertkschaft von diesen Rechten tatsächlich Ge­
brauch machen kann, mußten diese Rechte auf der Seite des Unterneh­
mens mit entsprechenden Verpflichtungen unterstützt werden. Deshalb 
hat (tas Arbeitsgesetz das Unternehmen verpflichtet, mit der. Gewerk­
schaft zusammenzuwirken, ihre Tätigkeit zu fördern und auf die Bemer­
kungen und Vorschläge der Gewerkschaft seinen begründeten Stand­
punkt mitzuteilend'
Durch die Regelung der konkreten Formen der Teil nähme an der 
Leitung des t nterneinnens hat das Arbeitsgesetz — meiner Meinnng 
nach -  jene schwere Aufgabe erfolgreich gelöst, daß mit der Ausdehnung 
der Betriebsdemokratie gleichzeitig der Wirkungskreis der verantwort­
lichen Einmannleitung erhöht wurde. Jm Vergleich zur früheren Rege­
lung wurde auf anderer prinzipieller Grundlage und in einer abweichen­
den Struktur das Recht des Einverständnisses, der Meinungsäußerung
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und der KontroHe ausgebaut, ferner wurden auch neue Formen einge­
führt .
Der Grundsatz der Regelung der Rechte der Gewerkschaften besteht 
darin, daß das Arbeitsgesetz die Elastizität und die Geschwindigkeit der 
konkreten individuellen Entscheidungen der Leiter sichern will, deshalb 
sind dabei weder das Recht des Einverständnisses (für die Gewerk­
schaft), noch die Pflicht der Einholung der Meinung (für das Unterneh­
men) vorgeschricbcn. Bei der Regelung auf Unternehmensebene im 
Zusammenhang mit dem Arbcitsverhältnis und bei der Regelung der 
allgemeinen Fragen (wenn die Ausübung der Rechte der Leiter durch 
Schaffung von Normen erfolgt) ist dagegen das Einverständnis der Ge­
werkschaft bzw. eine gemeinsame Schaffung der Norm notwendig. Zur 
Durchführung der so geschaffenen Regeln muß das Unternehmen nur 
dann die Meinung der Gewerkschaft cinholen. wenn seine Maßnahme eine 
größere Gruppe der Werktätigen berührt.-- Schließlich entscheidet die 
Gewerkschaft selbst über die Art und Weise der Verwendung der im Kol- 
lcktivvertrag festgelegtcn sozialen und kulturellen Fonds. Sie muß aber 
vor der Entscheidung die Meinung des Unternehmens einholen.
Aus der oben beschriebenen Regelung des Rechtes des Einverständ­
nisses. bzw. der Meinungsäußerung der Gewerkschaft würde sich zeigen, 
saß die Gewerkschaftsrechte auf der Ebene der Unternehmensregelung 
zwar erweitert und Wirker geworden sind — unter besonderer Hinsicht 
auf die Einführung des Kollektivvertrages —, aber die Möglichkeiten 
der Gewerkschaft in Hinsicht auf den Interessenschutz eingeschränkt 
worden sind, da das .Mitspracherecht bei den individuellen konkreten 
Leitungsentscheidungen (Recht des Einverständnisses bzw. seitens des 
Unternehmens die Pflicht der Einholung der Meinung) aufgehört hat. 
Die Tatsache ist aber, daß die Möglichkeit der ..Mitsprache" bei den 
konkreten Entscheidungen nicht aufgehört hat. sondern bloß von der 
Phase der Entscheidungsvorbereitung auf das Gebiet der Kontrolle 
übergegangen ist. und zwar in Form einer solchen elastischen und wirksa­
men Berechtigung wie es das Einwendungsrecht darstellt.
Die Einführung des Einwettdungsrechtes, als eines neuen Institutes, 
steigerte an sich schon bedeutend die Teilnahmcmöglichkeit der Ge­
werkschaft an der Leitung des Unternehmens mal erweiterte es wesent­
lich. Das Unternehmensorgan der Gewerkschaft kann teils gegen eine 
Unternehmensmaßnahme, die eine Regel bezüglich des Arbeitsverhält­
nisses verletzt, teils im Falle der Verletzung der Normen der soziali­
stischen Moral, sowie einer Interessenverletzung Einwendung erheben. 
Diese Berechtigung erweitert die Möglichkeiten des Rechtsschutzes der 
Gewerkschaft auch dadurch, daß sie die Inanspruchnahme des Forums 
der Arbeitsstreite in jenen Sachen ermöglicht, in denen durch das ,,ordent­
liche Verfahren" kein Streit eingelcitet werden könnte, weil die Zusage 
des Rechtes durch eine Rechtsnorm zum ..diskretionalen Recht" des 
Direktors gemacht wurde.-'
Das Kontrollrecht der Gewerkschaft ist aber durch die Einwendung 
nicht erschöpft. Sie kann auch eine umfassende großangelegte Unter­
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suchung einleiten, wozu das Unternehmen die Bedingungen zu sichern 
verpflichtet ist, es muß diese Untersuchung in allem unterstützen. Die 
Gewerkschaft kann ferner (he Aufmerksamkeit der Verantwortlichen auf 
die hei der KontroHe aufgedeckten Fehler und Versäumnisse ienken und 
(ün Verfahren einleiten, wenn jene die notwendigen Maßnahmen nicht 
treffend
Die Gewerkschaft nimmt neben den mitgeteilten Berechti"un"en 
auch an der Schaff ung und an der Tätigkeit der Organe teil, welche die 
Arbeitsstreite entscheiden, und vertritt die Werktätigen in Fragen der 
Lchcns- und Arbeitsbedingungen vor dem Gericht, anderen Behörden 
und Organen.-s
Hinsichtlich der Rechtsgarantien haben jene Rechtsregeln eine 
große Bedeutung, die den gewählten Gewerkschaftsfunktionären in 
ihrer Qualität als Werktätigen — einen erhöhten Schutz gegen gewisse 
Maßnahmen des Arbeitsgebers zukommon lassen .E benfa lls ist jene 
Bestimmung von hervorragender Bedeutung, wonach bei der Bewertung 
der Tätigkeit des Direktors und seiner Stellvertreter die Meinun" der 
Gewerkschaft einzuholen ist.-"
Dieser kurze Hinweis auf die rechtliche Regelung der Möglichkeiten 
der Gewerkschaften beweist — meiner Ansicht nach — entsprechend. 
daß die Rechte des Gewerkschaftsorgans des Unternehmens im Zusam 
menhang mit den Lebens- und Arbeitsbedingungen der Werktätigen 
sowohl inhaltlich, wie auch hinsichtlich der Formen der Teilnahme voll­
ständiger geworden sind. Diese Berechtigungen bieten der Gewerkschaft 
eine entsprechende Möglichkeit , den erhöhten Bedarf an Bet riebsdemok­
ratie zu befriedigen, (faß dadurch die Bctrichsdemokratie ihre Funktion 
auf dem heutigen Grade unserer gesellschaftlichen Entwicklung wirksam 
erfüllen kann.
ad 3. im System der Gewerkschaftsrechte, als der Formen der Teil­
nahme an der Leitung nimmt (fas Recht der Teilnahme an der Unter- 
nehmensregclung einen hervorragenden Platz ein. Infolge des rechtlichen 
Charakters der Regelung kann dadurch -  wie ich schon früher erörtert 
halie - die Leitung wirksamer gestaltet werden. Durch die Methode der 
Regelung und durch die richtige Auswahl des Gegenstandes der Regelung 
kann der Leiter gewährleisten, daß (fas Unternehmen organisatorisch 
und in seiner Tätigkeit einheitlicher werde, und (faß sich die gesamte 
Organisation (aufsämtlichen Ebenen der Leitung und auch die unmittel­
bar in der Produktion arbeitenden Werktätigen) in Richtung der Ziel­
setzungen des Unternehmens bewege. Die Einschaltung der Gewerk­
schaft in die Schaffung der inneren Regeln erhöht die Wirksamkeit dieser 
Leitungsform. Die gewählten Leiter der Gewerkschaft sitzen nämlich 
nicht nur mit den eigenen Vorstellungen, sondern mit der .Meinung, mit 
den \ orschlägen der Arbeiter in ihrer Tasche beim Verhandlungstisch und. 
falls diese Vorschläge nicht mit den Zielen des Unternehmens in Gegen­
satz stehen, werden sie bei der Regelung zur Geltung gebracht. Das"auf 
dem Einklang der Interessen aufgebaute Ergebnis, die Regel bezüg­
lich des Arbeitsverhältnisses wird seitens der Gewerkschaft ,,zurückge­
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schattet", d. ti. in weitem Kreise bekannt gegeben, die Werktätigen wei­
lten unterrichtet. Diese Art und Weise der Teitnahme bcschtcunigt und 
bereichert inhatthch die inforniationsströnmng zwischen den Leitern und 
den durchführenden Werktätigen auf- und abwärts. Die Vermitttung der 
information bezieht sich sowoht auf das Ziel (tes Unternehmens, wie auch 
auf jenen Weg, auf jene Methode, wodurch das Ziet zu erreichen ist. Da 
aller das Ziet nicht nur das Ziet des Unternehmens, als Organisation, son­
dern auch das der Werktätigen ist, sind die Werktätigen daran interes­
siert, daß sie einen leichteren und schnetteren Weg zum Erreichen des 
Zictes, eine wirksamere Methode suchen. Die Tatsache, daß die Werktäti­
gen der Identität der Interessen bewußt sind, ferner, daß auch sie die 
Methoden der Lösung der Aufgaben suchen und ihre Vorschtäge sich in 
den Regeln des Unternehmens verkörpern, bedeutet einen wesentlichen 
motivierenden Faktor auch in der Durchführung der Aufgaben zu einer 
einheitlichen und erfolgreichen kollektiven Tätigkeit. Die Teilnahme an 
der Regelung ist also in erhöhtem Maße geeignet, jenes Gefühl zu erwek- 
ken. daß der Werktätige nicht nur ein Objekt, sondern auch ein Subjekt 
der Leitung ist. Jenes Bewußtsein, daß sie die Gestaltung der eigenen 
Lebens- und Arbeitsbedingungen innerhalb des Unternehmens beeinflu­
ßen können, kann die Quelle zahlreicher scliöpferischcr Initiativen werden 
und unterstützt die Entfaltung und Entwicklung der Persönlichkeit der 
Werktätigen.
Ahnlicherweise ist die Mitwirkung der Gewerkschaft bei der Kontrolle 
der Durchführung des Kollektivvertrages ein motivierender Faktor, der 
sich darin zeigt, daß der vom Direktor verfertigte Bericht von der Ge­
werkschaft mit einer Meinungsäußerung (in Form eines Beschlusses) 
versehen und mit dieser Meinungsäußerung den Werktätigen zur Diskus­
sion unterbreitet wird.-s
Nach all dem zur Zielsetzung der Untersuchung zurückkehrend, 
kann jene Folgerung gezogen werden, daß der Kollekti\ vertrag unter den 
Institutionen der Betriebsdemokratie eine bedeutende Stellung einnimmt 
und die positiven Züge der Teilnahme an der Leitung in verschiedenen 
Formen mit sich führt.
Die Rechtsnormen bezüglich des Kollektivvertrages ermöglichen 
nämlich den Werktätigen die Teilnahme an der Leitung sowohl in un­
mittelbarer Form wie auch durch Vermittlung der Gewerkschaft. Durch 
die Art und Weise des Abschlusses des Kollektivvertrages können also 
einerseits die aus der unmittelbaren Teilnahme der Werktätigen stam­
menden Vorteile, andererseits der höhere Wirkungsgrad der Teilnahme 
durch eine Organisation genutzt werden.
Da ferner der Kollektivvertrag als Lcitungsherechtigung zu den 
normativen, regelnden Formen gehört, sichert die Teilnahme an seinem 
Abschluß die Teilnahme an einer der bedeutendsten Leutungsberechti- 
gungen, an der Regelung.
Die Teilnahme ist beim Abschluß des Kollektivvertrages in der 
Form der organistorischen Teilnahme bedeutender als in der unmittel­
baren. Die Werktätigen besprechen nämlich den Entwurf, unterbreiten
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Vorschläge und Betnerkutigen, der Gewerkschaft steht aber das Recht 
der mit item Unternehmen gemeinsamen Regetung zu.
Die rechtliche Regeiung bezüglich des Kollektivvertrages ermügiieht 
aiier die Teiinahme — wie ieii schon erwäht tiabe — nicht nur in der 
Phase des Abschlusses des Kollektivvertrages somtern sie dehnt sie auch 
auf das Gebiet der Kontrolle, d. ln also auf die Phase der Durchführung 
aus. Besonders bedeutend wird diese Berechtigung ncucstens. da d e  
Kollektivvertrag auch auf eine iange Zeit abgeschlossen werden kann. 
Diese Füglichkeit könnte nämlich die Gefahr in sieh bergen, daß die 
Bestimmungen des Kollektivvertrages veralten, bzw. daß man sie nicht 
einhält. Die jährlich fällige Rechenschaftspflicht mit den damit verbun­
denen Teilnahmerechten dient als Korrektion dieses Xegativums. Von 
den Teilnahmerechtcn erhielt sowohl die unmittelbare wie auch die 
mittelbare Form einen Platz in der Kontrolle der Durchführung.
Vit der Fntersuchung der Fragen der Betriebsdemokratie wollte ick 
nicht nur beweisen, daß der Koilektivvcrtrag eine rechtlich geregelte 
Form der Betriebsdemokratie ist. sondern auch, daß die Teilnahme der 
Werktätigen an der Leitung des Fnternehmens ein Element ist. das zum 
Wesen des Kotiektivvertrages, als eines speziellen Rechtsinstitutes gehört, 
d. h. die Funktion des Kollektivvertrages ist.
Die Aufdeckung der Funktion eines Rechtsinstitutes erfordert — wie 
ich es in der Einleitung dieses Kapitels erörtert habe — die Inbetracht- 
tialune zahlreicher Komponenten. In erster Linie muß aber das Institut 
in seinen wirklichen geseHsahaftlich-wirtschaftlichen und politischen 
Zusammenhängen untersucht und so zu den das gegebene Rechtsinstitut 
letzten Endes bestimmenden Faktoren, und daraus folgern! zu der Punk­
tion des Rechtsiustitutcs zurückgeführt werden.--*
Die Phneuerung unseres Systems der Wirtschaftslenkung bedeutet 
nicht nur die Frkenntnis und Anwendung der objektiven Gesetzmäßig­
keiten des wirtschaftliche)) Lebens. Die Partei hat vor diesem Schritt 
mit sehr große)- Tragweite die Funktionierung des Mechanismus der 
ganzen Gesellschaft untersucht und als wichtiges Ziel die Erweiterung 
der Demokratie, als eines besonderen Mittels der Leitung und der Kont­
rolle der Massen über die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Prozesse 
bezeichnet
Die Bedingungen der Verwirklichung dieser Zielsetzung wurden — 
in) Rahmen der Arbeitsorganisationen — durch das Gesetzbuch der Arbeit 
knapp vor Inkrafttreten des neuen Lenkungssystems durch Weiterent­
wicklung der ganzen Konstruktion der Gewcrkschaftsrechtc geschaffen.
Einerseits kann also aus den Faktoren, die das Institut des Kollektiv- 
Vertrages ins Leben gerufen haben und es letzten Kndes bestimmen, auf 
die Richtigkeit der Ausgangsthese gefolgert werdet). Anderseits beweist 
die Art und Weise der Regelung des Kollektivvertrages — insbesondere 
die Bestimmungen, welche die Art und Weise des Abschlusses und der 
Kontrolle der Durchführung bestimmet) —, daß der Gesetzgeber als eines 
der wirksamsten Mittel der Betriebsdemokratie dieses Kechtsinstitut
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auszubauen beabsichtigte, wobei er darin bewußt die Bedingungen der 
wirksamen Mitwirkung vermengt hat.
Zusammenfassend können wir a!so feststeüen, daß der Kollektiv- 
Vertrag ein Rechtsmittel ist, das einen Tei! des W'irtsehaftsmeehanismus 
bűdet und dessen Funktion in der Förderung des Einklangs zwischen 
den Interessen des Unternehmens und der Arbeitnehmer besteht und 
durch Regeimig der arbeitsrechtlichen Bedingungen der wirtschaftlichen 
Produktion, durch Schaffung der Interessiertheit innerhalb des Unter­
nehmens, ferner durch Sicherung der Teilnahme der Werktätigen an der 
Leitung zum Ausdruck kommt.
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K e c h ts th e o r ie  — v o lk s d e m o k ra tis c h e s  K e c h t) . K ü zg . é s  J o g i  K „  K .. B u d a p e s t ,  1907. p. 
133.
3" Vgl. X y e rs , K -: A z ú j  g a z d a s á g i m e c h a n iz m u s  v á r h a tó  tá r s a d a lm i  é s  p o l i t ik a i  
k ih a tá s a i  (D ie  zu  e rw a r te n d e n  g e se lls c h a f t l ic h e n  u n d  p o lt is c h e n  A u sw irk u n g e n  d es n e u e n  
W ir ts c h n f ts m e c h a n is m u s )  T á rs a d a lm i S zem le , 190S. X r. 3.
D ie V ü lk e r re c h tsw is o n sc h a f t b e fa ss te  s ie h  f rü h e r  k a u n t m it  d e r  U n g ü l t ig k e i t  d e r  
v ü lk e r re c h tl ic h e n  V e trä g e , d a  d ie se  F ra g e  so z u sa g e n  k e in e  p r a k t is c h e  B e d e u tu n g  b e sa ß . 
D iese  L a g e  ä n d e r te  s ic h t  e r s t  d a d u r c h ,  d a ß  m it  d e m  E rs c h e in e n  d e s  G c w a ltv e rb o ts  itt 
¡lett in te r n a t io n a le n  B e z ie h u n g e n  u n d  m i t  riet- H e ra u s b i ld u n g  e in e s  d e m o k ra t is c h e n  V ö l­
k e r re c h ts s y s te m s  d ie  X ic h t ig k e i t  g e w isse r  V e r trä g e  a n e r k a n n t  w e rd e n  m u ß te .  E s  h a n d e l t  
sich  h ie r  u m  v ö lk e r re c h tl ic h e  V e r trä g e , d ie  d u rc h  A n d ro h u n g  o d e r  A n w e n d u n g  v o n  G e­
w a lt z u s ta n d e  g e k o m m e n  s in d , o d e r  int W id e rs p ru c h  zu  e in e r  zw -ingenden N o rm  d e s  g e l­
t e n d e n  V ö lk e r re c h ts  se h e n . D iese  E n tw ic k lu n g  e r fo rd e r te  d ie  U n te r s c h e id u n g  v o n  zw ei
)!" U N IV . D O Z. DR. ID A  H A G E L M A Y E R
A r te n  d e r  U n g ü lt ig k e it ,  u n d  z w a r  d e r  N ic h tig k e it  tu n ) d e r  A n fe c h tb a rk e i t ,  i t u  w e ite re n  
b e fa ß t  s ic h  d e r  A u fs a tz  n n t  d e r  te ilw e ise n  U n g ü l t ig k e i t ,  b e h a n d e l t  d a n n  d ie  e in z e ln e n  
U rsa c h e n  d e r  U n g ü l t ig k e i t ,  d ie  in d e r  W ie n e r  K o n v e n t io n  a n g e fü h r t  s in d , u n d  s te l l t  fe s t, 
d a ß  d ie  U n g ü l t ig k e i t  u n g le ic h e r  V e r trä g e  a u s  d e m  R e c h ts s a tx  fo lg t, w o n a c h  tie r  im  W id e r ­
s p r u c h  zu  e in e r  z w in g e n d e n  N o rm  d e s  V ö lk e r re c h ts  s te h e n d e  V e r tra g  f ü r  n ic h t ig  e r k lä r t  
w ird . Z u m  A b sc h lu ß  n n t e r su c h t d e r  V e rfa sse r  d a s  V e r fa h re n , d a s  im  F a lle  d e r  N ic h ta n ­
e rk e n n u n g  d e r  U n g ü l t ig k e i t  e in e s  v ö lk e r re c h tl ic h e n  V e r tra g e s  d u r c h  e in e  d e r  v e r t r a g -  
sc h lie s s e n d c n  P a r te ie n  a n g e w e n d e t w e rd e n  so llte .
LES I OXf TIOXS DE !,A C<)X\ EXTIOX tt)I.!.E( TI\ E
p a r
ID A  HAGKLMAYER mnitre-conférencïer 
(Résumé)
L 'a u t e u r  re lèv e  les fo n c tio n s  d e  la  c o n v e n t io n  c o lle c tiv e  e n  s o u m e tta n t  à  l 'a n a ly s e  
c o n c rè te  le s  n o rm e s  d e  d ro it  r e la t iv e s  à ce lle -c i, le s y s tè m e  d e s  in s t i tu t io n s  ju r id iq u e s  p ro c -  
c h c s  d e  la  c o n v e n t io n  c o lle c tiv e  , les c ir c o n s ta n c e s  so c io -p o li t iq u e s  d e  l 'é ta b l is s e m e n t  d e  la  
c o n v e n t io n  c o lle c tiv e  e t  la s  o b je c t i f s  p o l i t iq u e s  fie la  so c ié té .
A la  s u i te  tic se s  re c h e rc h e s  il a r r iv e  à  la  co n c lu s io n  q u e  l 'a c tu e l le  c o n v e n t io n  c o lle c ­
t i v e  h o n g ro ise  a  t r o is  fo n c tio n s:
1. L a  r é g le m e n ta tio n  d e  la  c o n ju g a is o n  d e  la n ia in - d ' o e u v re  e t d u  m o y e n  d e  p r o d u c ­
t io n .  c 'e s t - à -d ir e  la  ré g le m e n ta t io n  d u  p ro c e ssu s  d u  t r a v a i l  d e  p ro d u c t io n  e n  v u e  d 'a s s u r e r  
le  m ie u x  a u  m o y e n  d e  se s  rè g le s  le s  c o n d i t io n s  d e  la  g e s t io n  p ro f i ta b le  p r é v u e s  d a n s  le 
d r o i t  so c ia l e t  c o n fo rm é m e n t à  ce la  la  p ro te c t io n  d u  t r a v a i l le u r .
2. L 'é d if ic a tio n  d e  la  p a r t ic ip a t io n  in te rn e  d e  l 'e n t r e p r is e ,  c 'e s t - à -d ir e  la  t r a n s f o r m a ­
t io n  d e s  in té r ê ts  d 'é c o n o m ie  n a t io n a le  a f f lu a n t  à  l 'e n t r e p r is e  c o m m e  u n i té ,  e n  in té r ê ts  
p r iv é s  d e s  t r a v a i l le u r s  e t  e n  in té r ê ts  d e s  p e t i t s  c o lle c tifs  d e s  t r a v a i l le u r s .
3. L 'é la rg is s e m e n t d e  la  p a r t ic ip a t io n  d e s  t r a v a i l le u r s  à  la  d ir e c t io n ,  l 'é la rg is s e m e n t  
d e  la  d é m o c ra t ie  d 'u s in e .
ФУНКЦИИ КОЛЛЕКТИВНОЮ ДОГОВОРА
д-р. ПДА ХАГЕЛМАЙЕР 
доцент
(Резюме)
Автор обнаруживает функции коллективного договора на основе конкретного 
анализа юридических норм о коллективном договоре, системы близких к нему 
правовом институтов, общественно-экономических условии, в которых возник 
коллективный договор, и политических целен общества.
В результате исследовании она пришла к выводу, что нынешний коллектив­
ный договор в Венгрии имеет три функции:
1. Регулирования соединения рабочих сил и средств производства, т. е. про­
цесса производственной работы таким образом, чтобы договор со своими нормами 
оптимально обеспечил трудово-правовые условия и в соответствии с этим и защиту 
трудящихся.
2. Создание внутренней заинтересованности предприятия, т. е. превращение 
народнохозайственных интересов предприятия, как производственной единицы, 
в частный интерес трудящихся или в интерес меньших коллективов трудящихся.
3. Расширение участия трудящихся в управлении, т. с. заводской демократии.
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